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Beschluss
des Bundesrates

Siebte Verordnung zur Änderung der Tierschutz-Nutztier-
haltungsverordnung

Der Bundesrat hat in seiner 992. Sitzung am 3. Juli 2020 beschlossen, der Verord-

nung gemäß Artikel 80 Absatz 2 des Grundgesetzes nach Maßgabe der sich aus der 

Anlage ergebenden Änderungen zuzustimmen. 

Der Bundesrat hat ferner die aus der Anlage ersichtliche Entschließung gefasst. 





Drucksache 302/20 (Beschluss)

Anlage

Ä n d e r u n g e n 

und 

E n t s c h l i e ß u n g

zur 

Siebten Verordnung zur Änderung der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung

A 

Ä n d e r u n g e n 

1. Zu Artikel 1 Nummer 01 - neu - (§ 5 Satz 1 Nummer 1), 

Nummer 9 (§ 45 Absatz 01 - neu -) 

Artikel 1 ist wie folgt zu ändern: 

a) Der Nummer 1 ist folgende Nummer 01 voranzustellen: 

‚01. In § 5 Satz 1 Nummer 1 werden nach dem Wort „trockener“ die 

Wörter „und weich oder elastisch verformbarer“ eingefügt.‘ 

b) Nummer 9 ist wie folgt zu fassen: 

‚9. § 45 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Absatz 01 vorangestellt: 

„(01) Abweichend von § 5 Satz 1 Nummer 1 dürfen Kälber 

in Haltungseinrichtungen, die vor dem [einfügen: Datum des 

Inkrafttretens dieser Verordnung] bereits genehmigt oder in 

Benutzung genommen worden sind, noch bis zum Beginn des 

[einsetzen: Angaben des Tages und des Monats des Inkrafttre-

tens dieser Änderungsverordnung sowie der Jahreszahl des 

dritten auf das Inkrafttreten folgenden Jahres] gehalten werden, 

soweit die Anforderungen des § 5 Satz 1 Nummer 1 in der bis
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zum [einsetzen: Datum des auf die Verkündung der Siebten 

Verordnung zur Änderung der Tierschutz-Nutztierhaltungs-

verordnung folgenden Tages] geltenden Fassung dieser Ver-

ordnung erfüllt sind. Auf Antrag eines Tierhalters kann die zu-

ständige Behörde die weitere Benutzung einer Haltungseinrich-

tung nach Satz 1 bis längstens zum [einsetzen: Angaben des 

Tages und des Monats des Inkrafttretens dieser Änderungsver-

ordnung sowie der Jahreszahl des sechsten auf das Inkrafttreten 

folgenden Jahres] genehmigen, soweit dies zur Vermeidung ei-

ner unbilligen Härte erforderlich ist und zum Zeitpunkt der 

Entscheidung Gründe des Tierschutzes, die nicht in der Hal-

tungsform begründet sind, nicht entgegenstehen. 

b) Nach Absatz 11 wird folgender Absatz 11a eingefügt: 

„(11a) Abweichend von § 24 Absatz 1 … < weiter wie 

Vorlage > …“ ‘

Begründung 

Zu Buchstabe a:

Die Änderung dient der Klarstellung der Anforderung nach § 6 Absatz 2 
Nummer 2 Buchstabe d, nach der der Liegebereich so beschaffen sein muss, 
dass er die Erfordernisse für das Liegen erfüllt, sowie zur Umsetzung der 
Richtlinie 2008/119/EG über die Mindestanforderungen für den Schutz von 
Kälbern, nach der die Liegefläche „bequem“ sein muss. Der Begriff „bequem“ 
ist auslegungsbedürftig. Auch sind von Kälbern gut angenommene Gummibo-
denbeläge nicht eindeutig als „weich“ zu bezeichnen. Um den Bedürfnissen 
von Kälbern an die Beschaffenheit der Liegefläche nachzukommen, soll die 
hierfür erforderliche physikalische Eigenschaft des Bodenbelags konkreter ge-
nannt werden. Die Bodenoberfläche muss weich oder elastisch verformbar 
sein, das heißt entsprechend dem Körpergewicht des Tieres nachgeben. Dies ist 
z.B. durch entsprechend nachgiebige, elastische Gummibodenbeläge oder unter 
Berücksichtigung der Funktionsweise des Entmistungsverfahrens durch eine 
weiche Einstreu möglich.

Zu Buchstabe b: 

Zur Nachrüstung der derzeit weit verbreiteten Spaltenböden z. B. mit geschlitz-
ten Gummibodenbelägen, ist den Tierhaltern ein Zeitraum von bis zu drei Jah-
ren zur Umsetzung einzuräumen. Die Härtefallklausel kann erforderlich sein 
für Stallungen, in denen ein Nachrüsten vorhandener Böden nicht möglich ist 
und umfangreiche bauliche Maßnahmen erforderlich sind. 
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2. Zu Artikel 1 Nummer 02 - neu - (§ 13 Absatz 6 Satz 2 - neu -) 

In Artikel 1 ist der Nummer 1 nach der Nummer 01 - neu - folgende Num-

mer 02 voranzustellen: 

‚02. Dem § 13 Absatz 6 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Dies gilt nicht für die Einzäunung eines Auslaufs im Freien.“ ‘

Begründung: 

Elektrische Weidezäune in den Ausläufen bei der Freilandhaltung von Lege-
hennen, die der Abwehr von Prädatoren dienen, müssen vom Verbot des Ein-
satzes stromführender Drähte ausgenommen werden. Da sich die Legehennen 
in der Regel im stallnahen Bereich aufhalten, ist nicht zu erwarten, dass diese 
mit den stromführenden Drähten in Kontakt kommen. 

3. Zu Artikel 1 Nummer 1 (§ 13a Absatz 1 Satz 2) 

In Artikel 1 Nummer 1 ist § 13a Absatz 1 Satz 2 wie folgt zu fassen: 

„Satz 1 Nummer 2 gilt nicht für mobile Haltungseinrichtungen, die regelmäßig 

zur Nutzung mehrerer Auslaufflächen versetzt werden, wenn 

1. die Haltungseinrichtung so zugänglich ist, dass die Kontrolle, Behandlung 

und Versorgung jedes Tieres uneingeschränkt möglich ist und 

2. jedes Tier über ausreichende Möglichkeiten zum erhöhten Sitzen, Flattern 

und Aufbaumen verfügt und 

3. den Tieren ein Auslauf im Freien zur Verfügung steht.“

Begründung: 

Klarstellung des Gewollten. Bei der Agrarministerkonferenz am 12.04.2019 in 
Landau/Pfalz hatten sich die Ministerinnen, Minister und Senatoren der Agrar-
ressorts für eine Anpassung der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung im 
Hinblick auf die Haltung von Legehennen in Mobilställen mit Freilandhaltung 
ausgesprochen. Es handelt sich um eine Kombination der BR-Druck-
sache 247/19 und BR-Drucksache 587/19.

4. Zu Artikel 1 Nummer 2 (§ 23 Absatz 4 Satz 1) 

In Artikel 1 Nummer 2 sind in § 23 Absatz 4 Satz 1 die Wörter „den Ferkeln ein 

ungestörtes Ruhen ermöglichen und“ durch die Wörter „allen Ferkeln ein 

gleichzeitiges, ungestörtes Ruhen ermöglichen und“ zu ersetzen.
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Begründung: 

Die Änderung dient der korrekten Umsetzung der Richtlinie 2008/120 An-
hang I Kapitel II Buchstabe C Nummer 1. Dort ist geregelt: 

„Ein angemessen großer Teil der Bodenfläche ist als Ruhebereich vorzusehen, 
so dass sich alle Tiere gleichzeitig hinlegen können. Er muss befestigt oder mit 
einer Matte, Stroh oder einem anderen geeigneten Material bedeckt sein.“

5. Zu Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe a - neu - (§ 24 Absatz 1), 

Buchstabe b - neu - (§ 24 Absatz 3 Satz 3 - neu -), 

Buchstabe c - neu - (§ 24 Absatz 4), 

Buchstabe d - neu - (§ 24 Absatz 5), 

Buchstabe e - neu - (§ 24 Absatz 6), 

Nummer 4 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa - neu - (§ 26 Absatz 1 

  Satz 1 Nummer 1), 

Nummer 6 Buchstabe a - neu - (§ 29 Absatz 2a - neu -), 

Nummer 7 Buchstabe a Doppelbuchstabe bb - neu - (§ 30 Absatz 2 

Satz 2), 

Doppelbuchstabe cc - neu - (§ 30 Absatz 2 

  Satz 4),

Buchstabe b (§ 30 Absatz 2a - neu -, 

Absatz 2b - neu -), 

Buchstabe c (§ 30 Absatz 3 Satz 3), 

Buchstabe d (§ 30 Absatz 4), 

Nummer 8 (§ 44 Absatz 1 Nummer 30), 

Nummer 9 (§ 45 Absatz 11a Satz 1 einleitender Satzteil, 

   Nummer 2 und 3, 

Satz 2 bis 4 - neu -, 

Satz 5, 

Satz 6, 

   Absatz 11b - neu -), 

Buchstabe b - neu - (§ 45 Absatz 15a - neu -),

 Artikel 3 Satz 2 

Die Verordnung ist wie folgt zu ändern: 

a) Artikel 1 ist wie folgt zu ändern: 

aa) Nummer 3 ist wie folgt zu fassen: 

‚3. § 24 wird wie folgt geändert:
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a) In Absatz 1 wird die Angabe „6“ durch die Angabe „5“ ersetzt. 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Bei Einzelhaltung … < Satz 1 und 2 weiter wie Vorla-

ge > … Der Kastenstand muss so beschaffen sein, dass dem 

Schwein eine uneingeschränkt nutzbare Bodenfläche zur Ver-

fügung steht, die eine Länge von mindestens 220 Zentimetern 

aufweist.“ 

c) Absatz 4 wird aufgehoben. 

d) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 4. 

e) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 5.‘ 

bb) In Nummer 4 ist Buchstabe a wie folgt zu fassen:  

‚a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Nummer 1 werden nach den Wörtern „in ausreichen-

der Menge vorhandenem“ die Wörter „organischen und faser-

reichen“ eingefügt. 

bb) Folgender Satz wird angefügt: 

< weiter wie Vorlage >.‘ 

cc) Nummer 6 ist wie folgt zu fassen: 

‚6. § 29 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt: 

„(2a) Abweichend von Absatz 2 gilt für Zuchtläufer im 

Zeitraum von einer Woche vor der geplanten Besamung bis zur 

Besamung § 30 Absatz 2a entsprechend.“ 

b) < weiter wie Vorlage Buchstabe c > ‘ 

dd) Nummer 7 ist wie folgt zu ändern: 

aaa) Buchstabe a ist wie folgt zu fassen: 

‚a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 … < weiter wie Vorlage > 

bb) In Satz 2 werden nach den Wörtern „Dabei muss“ die 

Wörter „ , vorbehaltlich des Absatzes 2a,“ eingefügt. 
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cc) Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht 

1. in Betrieben … < weiter wie Vorlage Nummer 1 >, 

2. für das Halten … < weiter wie Vorlage Num-

mer 3 >, 

3. für das Halten … < weiter wie Vorlage Num-

mer 4 >.“ ‘ 

bbb) Buchstabe b ist wie folgt zu fassen: 

‚b) Nach Absatz 2 werden folgender Absatz 2a und 2b 

eingefügt: 

„(2a) Im Zeitraum ab dem Absetzen ihrer Ferkel 

bis zur Besamung muss Sauen eine uneingeschränkt 

nutzbare Bodenfläche von mindestens fünf Quadratme-

tern je Sau zur Verfügung stehen. Von dieser Boden-

fläche muss

1. ein Teil, der 1,3 Quadratmeter je Sau nicht unter-

schreiten darf, als Liegebereich nach § 22 Absatz 3 

Nummer 8 und 

2. ein weiterer Teil als Aktivitätsbereich 

zur Verfügung gestellt werden. Dabei müssen für die 

Sauen Rückzugsmöglichkeiten in ausreichendem Um-

fang vorhanden sein. Fress-Liegebuchten nach § 24 

Absatz 5 oder sonstige Fressplätze stellen keine Rück-

zugsmöglichkeit im Sinne von Satz 3 dar. 

(2b) Werden Jungsauen oder Sauen im Zeitraum 

von einer Woche vor dem voraussichtlichen Abferkel-

termin bis zum Absetzen ihrer Ferkel nicht in der 

Gruppe gehalten, dürfen sie nur in Buchten gehalten 

werden, die den Anforderungen des § 24 Absatz 4 ent-

sprechen. Dabei dürfen Jungsauen und Sauen nur für 

einen Zeitraum von längstens fünf Tagen, der die Zeit 

beinhaltet, in der die Jungsau oder Sau abferkelt, im 

Kastenstand gehalten werden.“ ‘
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ccc) In Buchstabe c sind in § 30 Absatz 3 Satz 3 nach dem Wort 

„gilt“ die Wörter „ , vorbehaltlich des Absatzes 2b,“ einzu-

fügen und die Wörter „ausgenommen in den in Absatz 2 

Satz 4 Nummer 2 und Absatz 2a Satz 2 genannten Zeit-

räumen,“ zu streichen. 

ddd) In Buchstabe d sind in § 30 Absatz 4 die Wörter „In den 

Fällen des Absatzes 2 Satz 4 Nummer 2 und des Absat-

zes 2a Satz 2“ durch die Wörter „Im Fall des Absatzes 2b 

Satz 2“ zu ersetzen.

ee) In Nummer 8 sind die Wörter „Absatz 2a Satz 1,“ durch die Anga-

be „Absatz 2b,“ zu ersetzen.

ff) Nummer 9 ist wie folgt zu ändern: 

aaa) § 45 ist wie folgt zu ändern: 

aaaa) Absatz 11a ist wie folgt zu ändern: 

aaaaa) Satz 1 ist wie folgt zu ändern: 

aaaaaa) Der einleitende Satzteil vor Num-

mer 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(11a) Abweichend von § 30 

Absatz 1 in Verbindung mit Ab-

satz 2 Satz 1 und Absatz 2a, und 

vorbehaltlich des Absatzes 11b 

Satz 1 Nummer 1, dürfen Jungsau-

en und Sauen in Haltungseinrich-

tungen, die vor dem … [einsetzen: 

Datum des Inkrafttretens dieser 

Änderungsverordnung nach Arti-

kel 3 Satz 1] bereits genehmigt  

oder in Benutzung genommen 

worden sind, noch bis zum Beginn 

des … [einsetzen: Angaben des 

Tages und des Monats des Inkraft-

tretens dieser Änderungsverord-

nung nach Artikel 3 Satz 1 sowie 

der Jahreszahl des achten auf das
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Inkrafttreten nach Artikel 3 Satz 1 

folgenden Jahres] gehalten wer-

den, wenn“

bbbbbb) Die Nummern 2 und 3 sind wie 

folgt zu fassen: 

„2. Kastenstände so beschaffen 

sind, dass 

a) die Schweine sich nicht 

verletzen können, 

b) jedes Schwein ungehindert 

aufstehen, sich in Seiten-

lage hinlegen sowie den 

Kopf ausstrecken kann 

und

c) jedes Schwein seine Glied-

maßen in Seitenlage aus-

strecken kann, ohne dass 

dem ein bauliches Hinder-

nis entgegensteht

und 

3. der jeweilige Tierhalter der zu-

ständigen Behörde 

a) bis zum … [einsetzen: An-

gaben des Tages und des 

Monats des Inkrafttretens 

dieser Änderungsverord-

nung nach Artikel 3 Satz 1 

sowie der Jahreszahl des 

dritten auf das Inkrafttre-

ten nach Artikel 3 Satz 1 

folgenden Jahres] ein Be-

triebs- und Umbaukonzept 

zur Umstellung der vor-

handenen Haltungseinrich-
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tungen auf Haltungsein-

richtungen zum Halten 

von Jungsauen und Sauen, 

das den Anforderungen 

nach § 30 Absatz 2 und 2a, 

jeweils in Verbindung mit 

§ 24 Absatz 2, genügt, so-

wie 

b) bis zum … [einsetzen: 

Angaben des Tages und 

des Monats des Inkrafttre-

tens dieser Änderungsver-

ordnung nach Artikel 3 

Satz 1 sowie der Jahres-

zahl des fünften auf das 

Inkrafttreten nach Arti-

kel 3 Satz 1 folgenden Jah-

res] den Nachweis über 

einen zur Umsetzung des 

Konzepts bei der zuständi-

gen Baugenehmigungsbe-

hörde gestellten Bauan-

trag, soweit zur Umset-

zung des Umbaukonzepts 

nach Landesrecht eine 

Baugenehmigung erforder-

lich ist,

vorlegt.“ 

bbbbb) Nach Satz 1 sind folgende Sätze einzufü-

gen:

„Satz 1 Nummer 1 gilt für Betriebe mit 

weniger als zehn Sauen mit der Maßgabe, 

dass die Haltung der Tiere in der Gruppe 

nicht erforderlich ist, wenn die Anforde-

rungen des § 30 Absatz 3 in der bis zum …
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[einsetzen: Datum des Tages des Inkraft-

tretens dieser Verordnung nach Artikel 3 

Satz 1] geltenden Fassung dieser Verord-

nung erfüllt sind. Die Pflicht zur Vorlage 

des Konzepts nach Satz 1 Nummer 3 

Buchstabe a entfällt, wenn der Tierhalter 

gegenüber der zuständigen Behörde bis 

zum … [einsetzen: Angaben des Tages und 

des Monats des Inkrafttretens dieser Ände-

rungsverordnung nach Artikel 3 Satz 1 so-

wie der Jahreszahl des dritten auf das In-

krafttreten nach Artikel 3 Satz 1 folgenden 

Jahres] verbindlich erklärt, dass er die 

Tierhaltung nach Maßgabe des Satzes 1 

spätestens zum… [einsetzen: Angaben des 

Tages und des Monats des Inkrafttretens 

dieser Änderungsverordnung nach Arti-

kel 3 Satz 1 sowie der Jahreszahl des fünf-

ten auf das Inkrafttreten nach Artikel 3 

Satz 1 folgenden Jahres] endgültig einstel-

len wird. Die Berechtigung zur Tierhaltung 

nach Maßgabe des Satzes 1 erlischt zu dem 

Zeitpunkt, den der Tierhalter in seiner Er-

klärung nach Satz 3 benannt hat.“ 

ccccc) In dem neuen Satz 5 sind im Klammerzu-

satz nach dem Wort „Änderungsverord-

nung“ und nach dem Wort „Inkrafttreten“ 

jeweils die Wörter „nach Artikel 3 Satz 1“ 

einzufügen sowie das Wort „siebzehnten“ 

durch das Wort „zehnten“ zu ersetzen. 

ddddd) In dem neuen Satz 6 ist die Angabe 

„Nummer 2“ durch die Angabe „Num-

mer 3“ zu ersetzen.
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bbbb) Nach Absatz 11a ist folgender Absatz 11b einzufü-

gen: 

„(11b) Abweichend von  

1. § 24 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 3 

Satz 3 und von § 30 Absatz 2b Satz 2, dürfen 

Jungsauen und Sauen im Zeitraum von einer 

Woche vor dem voraussichtlichen Abferkel-

termin bis zum Absetzen der Ferkel in Kasten-

ständen, die sich in Abferkelbuchten befinden, 

und soweit diese Kastenstände Bestandteile 

von Haltungseinrichtungen sind, 

2. § 30 Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2b 

Satz 1, dürfen Jungsauen und Sauen in Hal-

tungseinrichtungen, 

die vor dem … [einsetzen: Datum des Inkrafttre-

tens dieser Änderungsverordnung nach Artikel 3 

Satz 1] bereits genehmigt oder in Benutzung ge-

nommen worden sind, noch bis zum Beginn des … 

[einsetzen: Angaben des Tages und des Monats des 

Inkrafttretens dieser Änderungsverordnung nach 

Artikel 3 Satz 1 sowie der Jahreszahl des fünfzehn-

ten auf das Inkrafttreten nach Artikel 3 Satz 1 fol-

genden Jahres] gehalten werden. Satz 1 gilt nur, 

wenn

1. die Tiere im Zeitraum von über vier Wochen 

nach dem Decken bis eine Woche vor dem vo-

raussichtlichen Abferkeltermin in der Gruppe 

gehalten werden, 

2. die Kastenstände der Abferkelbuchten so be-

schaffen sind, dass die Schweine sich nicht 

verletzen können und jedes Schwein ungehin-

dert aufstehen, sich hinlegen sowie den Kopf 

und in Seitenlage die Gliedmaßen ausstrecken 

kann, 
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3. die Abferkelbuchten so angelegt sind, dass hin-

ter dem Liegebereich der Jungsau oder der Sau 

genügend Bewegungsfreiheit für das ungehin-

derte Abferkeln sowie für geburtshilfliche Maß-

nahmen besteht und 

4. der jeweilige Tierhalter der zuständigen Behörde 

bis zum … [einsetzen: Angaben des Tages und 

des Monats des Inkrafttretens dieser Änderungs-

verordnung nach Artikel 3 Satz 1 sowie der Jah-

reszahl des zwölften auf das Inkrafttreten nach 

Artikel 3 Satz 1 folgenden Jahres] 

a) ein Betriebs- und Umbaukonzept zur Um-

stellung der vorhandenen Abferkelbuchten 

auf Abferkelbuchten zum Halten von 

Jungsauen und Sauen, das den Anforde-

rungen nach § 24 Absatz 3 Satz 3 und Ab-

satz 4 sowie § 30 Absatz 2b genügt, sowie 

b) den Nachweis über einen zur Umsetzung 

des Konzepts bei der zuständigen Bauge-

nehmigungsbehörde gestellten Bauantrag, 

soweit zur Umsetzung des Umbaukonzepts 

nach Landesrecht eine Baugenehmigung 

erforderlich ist, 

vorlegt. 

Satz 2 Nummer 1 gilt für Betriebe mit weniger als 

zehn Sauen mit der Maßgabe, dass die Haltung der 

Tiere in der Gruppe nicht erforderlich ist, wenn die 

Anforderungen des § 30 Absatz 3 in der bis zum … 

[einsetzen: Datum des Tages des Inkrafttretens die-

ser Verordnung nach Artikel 3 Satz 1] geltenden 

Fassung dieser Verordnung erfüllt sind. 

Auf Antrag eines Tierhalters kann ihm die zustän-

dige Behörde die weitere Benutzung einer Hal-

tungseinrichtung nach Satz 1 und 2 längstens bis 

zum Beginn des … [einsetzen: Angaben des Tages
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und des Monats des Inkrafttretens dieser Ände-

rungsverordnung nach Artikel 3 Satz 1 sowie der 

Jahreszahl des siebzehnten auf das Inkrafttreten 

nach Artikel 3 Satz 1 folgenden Jahres] genehmi-

gen, soweit dies im Einzelfall zur Vermeidung ei-

ner unbilligen Härte erforderlich ist und zum Zeit-

punkt der Entscheidung Gründe des Tierschutzes, 

die nicht in der Haltungsform begründet sind, nicht 

entgegenstehen. Dem Antrag ist ein Nachweis bei-

zufügen, dass die in Satz 2 Nummer 4 aufgeführten 

Unterlagen innerhalb der dort genannten Frist vor-

gelegt worden sind.“

bbb) Folgender Buchstabe b ist anzufügen: 

‚b) Nach Absatz 15 ist folgender Absatz 15a einzufügen: 

„(15a) Abweichend von § 29 Absatz 2a in Verbin-

dung mit § 30 Absatz 2a dürfen Zuchtläufer in Hal-

tungseinrichtungen, die vor dem [einsetzen: Datum des 

Inkrafttretens dieser Änderungsverordnung nach Arti-

kel 3 Satz 1] bereits genehmigt oder in Benutzung ge-

nommen worden sind noch bis zum Beginn des … 

[einsetzen: Angaben des Tages und des Monats des In-

krafttretens dieser Änderungsverordnung nach Arti-

kel 3 Satz 1 sowie der Jahreszahl des achten auf das 

Inkrafttreten nach Artikel 3 Satz 1 folgenden Jahres] 

gehalten werden.“‘

b) In Artikel 3 Satz 2 sind nach der Angabe „Artikel 1“ die Wörter „Num-

mer 4 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa und“ einzufügen. 

Folgeänderung: 

In Artikel 1 Nummer 9 ist der einleitende Änderungsbefehl wie folgt zu fassen: 

„§ 45 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 11 werden folgende Absätze 11a und 11b eingefügt:“
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Begründung:

Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe aa bis dd: 

Zu Artikel 1 Nummer 3 Buchstabe a (§ 24 Absatz 3 und 4), Nummer 4 (§ 26), 
Nummer 6 (§ 29), Nummer 7 Buchstabe a (§ 30 Absatz 2), Buchstabe b (§ 30 
Absatz 2a und 2b)  

Mit den vorgeschlagenen Änderungen wird auch für den Zeitraum vom Abset-
zen der Ferkel bis zur Besamung der Sau die Gruppenhaltung eingeführt. Die 
Änderungen beinhalten den vollständigen Ausstieg aus der Kastenstandhaltung 
im Deckzentrum. 

Eine Fixation von Sauen im Rahmen des Reproduktionszyklus ist nur noch 
zum Zeitpunkt der Besamung zulässig. Nach der Besamung ist die Sau unmit-
telbar in die Gruppenhaltung im Wartebereich zu überführen. Die Anforderun-
gen an die Gruppenhaltung im Wartebereich ändern sich nicht. 

Für die Einführung der Gruppenhaltung vom Absetzen der Ferkel bis zur Be-
samung der Sau ist jedoch im Zuge der Neugruppierung und in Verbindung mit 
der beginnenden Rausche der nun in der Gruppe gehaltenen Tiere eine größere 
Mindestfläche pro Sau erforderlich. Entsprechend der vorliegenden wissen-
schaftlichen Literatur zur Gruppenhaltung von Sauen ist für diesen Zeitraum 
eine uneingeschränkt nutzbare Bodenfläche von mindestens fünf Quadratme-
tern vorzusehen. 

Um für die Gestaltung der Gruppenhaltung eine betriebsindividuelle Flexibili-
tät zu erhalten, werden über eine Festlegung einer Mindestliegefläche von 
1,3 m² pro Sau (entspricht den Regelungen für den Wartebereich) keine weite-
ren Anforderungen an die Aufteilung der Flächen zwischen den verschiedenen 
Funktionsbereichen (Fressen, Liegen, Aktivität) erhoben. Damit ist es der be-
triebsindividuellen Entscheidung des Landwirtes überlassen, wie der Gruppen-
haltungsbereich vor der Besamung gestaltet wird. Folgende praxistaugliche 
Möglichkeiten würden hier in Frage kommen: 

1. Zusammenfassung von Liege- und Aktivitätsbereich in Form einer „Are-
na“ mit vorgeschalteten Fressplätzen 

2. Zusammenfassung von Fress- und Liegebereich in sogenannten „Fress-
liegebuchten“ mit dahinter befindlichem Aktivitätsbereich 

3. Trennung aller drei Funktionsbereiche: vorne Fressplätze mit Sichtblen-
den mit dahinter befindlichem Aktivitätsbereich. An den Aktivitätsbe-
reich anschließend Liegebuchten für gemeinsames Liegen der Sauen. 

Die beschriebenen Verfahrensweisen setzen voraus, dass den Sauen in der 
Gruppenhaltung Rückzugsmöglichkeiten in ausreichendem Umfang angeboten 
werden. „Fressliegebuchten“ oder sonstige Fressplätze allein stellen dabei kei-
ne Rückzugsmöglichkeiten dar. 

Die Anforderungen an das Beschäftigungsmaterial (organisch und faserreich) 
als Ergänzung zu den bisherigen Vorgaben sind im Einklang mit den Anforde-
rungen der Richtlinie 2008/120/EG über Mindestanforderungen für den Schutz 
von Schweinen. Um Gruppenhaltung bei Sauen in allen Bereichen außer im 
Abferkelbereich zu ermöglichen, sind die hier vorgeschlagenen Optimierungen 
am Beschäftigungsmaterial erforderlich.
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Zu Buchstabe a Doppelbuchstabe ff:

Zu Absatz 11a Satz 1 Nummer 2: 

Im Unterschied zu Ziffer 20 in der Bundesratsdrucksache 587/1/19 wird hier 
für die Übergangszeit geregelt, dass das Ausstrecken der Gliedmaßen in Sei-
tenlage nicht durch bauliche Hindernisse beschränkt werden darf. Durch die 
neue Formulierung wird sichergestellt, dass das ungehinderte, ausgestreckte 
Liegen der Sau in Seitenlage ohne bauliche Hindernisse bereits ab Inkrafttreten 
der Verordnung umzusetzen ist. Voraussetzung dafür ist jedoch, dass die Kas-
tenstände aufgrund ihrer baulichen Beschaffenheit im unteren Bereich geöffnet 
sind, so dass die Schweine die Möglichkeit bekommen, ihre Gliedmaßen in 
Seitenlage in den benachbarten Kastenstand strecken zu können. Der jeweilige 
Abstand zwischen waagerechten und senkrechten Stangen der seitlichen Kas-
tenstandtrenngitter muss daher groß genug sein, um ein Hineinstrecken von 
Gliedmaßen in den benachbarten Kastenstand zu ermöglichen. Dies gilt auch 
für den Abstand der waagerechten Stangen des Kastenstandtrenngitters zum 
Boden. Einer Erfüllung dieser Voraussetzung steht nicht entgegen, dass sich im 
angrenzenden Kastenstand ebenfalls ein Schwein befindet. 

Die gewählte Formulierung ermöglicht es der Landwirtschaft, die baulichen 
Anforderungen an die Abschaffung der Kastenstände im Deckzentrum mit 
Übergangsfrist in einer einzigen Baumaßnahme als räumliche Gesamterweite-
rung (Einführung der Gruppenhaltung mit größerer Grundfläche und einer 
Strukturierung in Fress-, Liege- und Aktivitätsbereich) umzusetzen. Während 
der Übergangszeit können die geforderten Maßnahmen innerhalb der bestehen-
den Bauhülle mit einfachen Mitteln praktisch umgesetzt werden und die beste-
henden Kastenstände sowohl hinsichtlich ihrer Breite als auch ihrer Länge wei-
ter genutzt werden.

Zu Absatz 11a Satz 1 Nummer 3, Sätze 2, 3 und 5:  

Der einmalige Umstellungsaufwand der Wirtschaft von ca. 1,116 Milliarden 
Euro wurde vom Kuratorium für Technik und Bauwesen in der Landwirtschaft 
e.V. (KTBL) im Auftrag der Bundesregierung ermittelt. Er ergibt sich vor al-
lem aus der Umstellung der Haltungssysteme im Abferkelbereich. Für die Ab-
schaffung der Kastenstände und Umgestaltung des Deckzentrums in ein Grup-
penhaltungssystem wurden bisher keine Umstellungsaufwände berechnet. 

Aus wirtschaftlicher Sicht sind allerdings Investitionen in zukunftsorientierte 
Haltungssysteme perspektivisch sinnvoller als Investitionen in die Umrüstung 
bereits heute als veraltet zu bezeichnender Kastenstandhaltungssysteme. 

Da eine lange Übergangsfrist vor allem aufgrund des hohen Umstellungsauf-
wandes im Abferkelbereich notwendig ist, wird vor dem Hintergrund eines 
vermutlich geringeren Umstellungsaufwandes im Deckzentrum in Verbindung 
mit dem dringenden Tierschutzerfordernis, Sauen im Deckzentrum zukünftig 
ohne das Liegeverhalten beeinträchtigende Kastenstände in der Gruppe zu hal-
ten, eine gleiche Übergangsfrist für beide Bereiche als nicht verhältnismäßig 
angesehen.
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Für das Deckzentrum wird eine achtjährige Übergangsfrist unter der Voraus-
setzung gewährt, dass der Tierhalter sowohl ein Umbaukonzept als auch den 
Bauantrag fristgemäß vorlegt. Um Betriebe gezielt zu einer schnelleren Ent-
scheidung über erforderliche Umrüstungsmaßnahmen zu bewegen, wurde eine 
weitere Staffelung der Übergangsfristen in eine kurz bemessene dreijährige 
Frist zur Vorlage eines Umbaukonzeptes und eine weitere zweijährige Frist zur 
Stellung eines Bauantrages vorgesehen. In einigen Bundesländern gibt es bau-
rechtliche Fristen, in denen nach Antragstellung eine Baumaßnahme umgesetzt 
werden muss. Daher ist es geboten, den Betrieben nach Antragstellung nur 
noch eine weitere Frist von drei Jahren zu gewähren, die Baumaßnahme letzt-
endlich auch umzusetzen. 

Eine fünfjährige Übergangfrist wird für diejenigen gewährt, die spätestens bis 
zum Ablauf dieser Frist die Sauenhaltung aufgeben werden. Voraussetzung ist 
aber, dass sie dies spätestens innerhalb von drei Jahren gegenüber der zustän-
digen Behörde erklären. Soll nach der abgegebenen Erklärung die Sauenhal-
tung noch vor Ablauf der fünfjährigen Übergangsfrist aufgegeben werden, ver-
kürzt sich diese entsprechend.  

Zu Absatz 11a, Satz 2 und Absatz 11b Satz 3: 

Zudem wird folgende erforderliche Korrektur der Grunddrucksache vorge-
nommen, damit auch Betriebe mit weniger als 10 Sauen, die die Tiere im Ein-
klang mit dem geltenden Recht nicht in der Gruppe halten, von der Übergangs-
regelung erfasst sind: Durch die Siebte Verordnung zur Änderung der Tier-
schutz-Nutztierhaltungsverordnung wird die Kastenstandhaltung von Sauen im 
Deckzentrum abgeschafft und im Abferkelbereich neu geregelt. In § 45 Absatz 
11a sind Übergangsregelungen vorgesehen, die jedoch nur greifen, wenn die 
Betriebe bestimmte Voraussetzungen erfüllen. Eine dieser Voraussetzungen ist, 
dass die Tiere im Zeitraum von über vier Wochen nach dem Decken bis eine 
Woche vor dem voraussichtlichen Abferkeltermin in der Gruppe gehalten wer-
den (§ 45 Absatz 11a Satz 1 Nummer 1). Diese Anforderung lässt außer Acht, 
dass gemäß § 30 Absatz 2 Satz 4 der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung, 
in Betrieben mit weniger als zehn Sauen, diese auch einzeln gehalten werden 
dürfen. Solche Betriebe wären somit von der Übergangsregelung nicht erfasst.  

Der vorliegende Vorschlag beinhaltet daher auch, dass in Betrieben mit weni-
ger als zehn Sauen die Übergangsregelung für die neuen Anforderungen im 
Deckzentrum und im Abferkelbereich auch dann greift, wenn die Tiere nicht in 
der Gruppe, aber gemäß § 30 Absatz 3 in der bis zum Inkrafttreten dieser Ver-
ordnung geltenden Fassung der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung so ge-
halten werden, dass sie sich jederzeit ungehindert umdrehen können.
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6. Zu Artikel 1 Nummer 4 Buchstabe a (§ 26 Absatz 1 Satz 2) 

In Artikel 1 Nummer 4 Buchstabe a ist in § 26 Absatz 1 Satz 2 das Wort 

„ , Torf“ zu streichen. 

Begründung: 

Aus Nachhaltigkeitsgründen ist der Einsatz von Torf abzulehnen. 

7. Zu Artikel 1 Nummer 4 Buchstabe a1 - neu - (§ 26 Absatz 2 Satz 2a - neu -) 

In Artikel 1 Nummer 4 ist nach Buchstabe a folgender Buchstabe a1 einzufügen: 

‚a1) In Absatz 2 wird nach Satz 2 folgender Satz eingefügt: 

„Abweichend von Satz 2 reicht in klar abgegrenzten Liegebereichen der 

Schweine die Beleuchtung mit einer Stärke von mindestens 40 Lux aus.“ ‘

Begründung: 

Eine Anpassung der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung bezüglich der Be-
leuchtung von Schweineställen ist erforderlich. Die derzeitige Formulierung 
des § 26 Absatz 2 TierSchNutztV wird als problematisch gesehen, weil eine 
Beleuchtung mit einer Intensität von 80 Lux im gesamten Aufenthaltsbereich 
den Bedürfnissen der Schweine nicht gerecht wird. Aus Wahlversuchen ist be-
kannt, dass Schweine bevorzugt in Bereichen mit einer niedrigen Beleuch-
tungsintensität ruhen. Die derzeitige Formulierung in § 26 Absatz 2  
TierSchNutztV führt u.a. dazu, dass einige Haltungssysteme (z.B. Kisten- oder 
Bettenställe) nicht rechts- bzw. tierschutzkonform betrieben werden können. 
Jedoch sind gerade solche Haltungssysteme, die eine klare Buchtenstrukturie-
rung aufweisen, aus Sicht des Tierschutzes erwünscht. 

Aus ethologischer Sicht erscheint es sinnvoll, den Liegebereich nicht zwingend 
in die 80-Lux-Regelung einzubeziehen, sofern es eine klare Strukturierung der 
Bucht mit abgegrenzten Liegebereich(en) gibt. Eine Buchtenstrukturierung in 
verschiedene Funktionsbereiche ist aus tierschutzfachlicher Sicht zu begrüßen; 
der Einsatz von differierenden Beleuchtungsstärken kann eine Strukturierung 
sinnvoll unterstützen bzw. fördern.
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8. Zu Artikel 1 Nummer 7 Buchstabe b (§ 30 Absatz 02a - neu -), 

Buchstabe e (§ 30 Absatz 8)

In Artikel 1 ist Nummer 7 wie folgt zu ändern: 

a) Buchstabe b ist wie folgt zu fassen: 

‚b) Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 02a und 2a eingefügt: 

„(02a) Es sind Maßnahmen zu treffen, um Aggressionen in Grup-

pen auf ein Minimum zu beschränken. 

  (2a) Jungsauen und Sauen dürfen im Zeitraum … < weiter wie 

Vorlage > …“ ‘ 

b) Buchstabe e ist zu streichen.

Begründung: 

Die Änderung dient der korrekten Umsetzung der entsprechenden Regelung im 
EU-Recht. Dort ist für Sauen/Jungsauen eine andere Formulierung enthalten 
als für Absatzferkel sowie Mast- und Zuchtläufer.

Regelung im EU-Recht: 

Richtlinie 2008/120 Anhang I Kapitel II Buchstabe B Nummer 1 (für Sau-
en/Jungsauen): 

„Es sind Maßnahmen zu treffen, um Aggressionen in Gruppen auf ein Mini-
mum zu beschränken.“
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B 

E n t s c h l i e ß u n g

1. a) Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, zeitnah Anforderungen an die 

Haltung von Mastputen und Junghennen, Legehennen-Elterntieren und 

Masthühner-Elterntieren in der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung fest-

zulegen. Die der Initiative Tierwohl zugrundeliegende Tierwohlkriterien 

sollten für die Haltung von Mastputen gesetzlicher Mindeststandard wer-

den. Der Bundesrat erinnert in diesem Zusammenhang an die Umsetzung 

der Beschlüsse vom 6. November 2015 (BR-Drucksache 311/15 - Be-

schluss -) und 4. November 2016 (BR-Drucksache 403/16 - Beschluss -). 

b) Dem Bundesrat ist bewusst, dass steigende Anforderungen an das Tierwohl 

Landwirtinnen und Landwirte vor zusätzliche Herausforderungen stellen. 

Er hält es daher für erforderlich, dass die Bundesregierung mit den Ländern 

und Branchenverbänden schnellstmöglich interessengerechte Lösungen für 

die Landwirtinnen und Landwirte entwickelt um sie bei der dringend not-

wendigen Verbesserung des Tierwohls zu unterstützen. 

c) Darüber hinaus begrüßt der Bundesrat das Engagement der Branchen- und 

Tierschutzverbände hinsichtlich der Formulierung von Anforderungen an 

die Geflügelhaltung, die über dem gesetzlichen Mindeststandard liegen und 

durch eine transparente Kennzeichnung zur dringend notwendigen Steige-

rung des Tierwohls beitragen.

Begründung: 

Die Notwendigkeit der Ergänzung der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung 
um Mindestanforderungen an die Haltung von Mastputen resp. Junghennen 
sowie Elterntieren von Legehennen und Masthühnern hatte der Bundesrat be-
reits 2015 (BR-Drucksache 311/15 - Beschluss -) bzw. 2016 (BR-Drucksache 
403/16 - Beschluss -) gesehen und sollte noch in dieser Legislaturperiode von 
der Bundesregierung umgesetzt werden. 

Der Beschluss zu den Mastputen war seinerzeit von der Bundesregierung u. a. 
unter Verweis auf bestehende freiwillige Vereinbarungen (sog. „bundeseinheit-
lichen Eckwerte“) nicht umgesetzt worden (Unterrichtung durch die Bundesre-
gierung zu Drucksache 311/15 vom 5. Februar 2016).  
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Nachdem die sog. bundeseinheitlichen Eckwerte nunmehr sei 2013 Anwen-
dung finden, liegen inzwischen ausreichende Erfahrungen vor, um Anforde-
rungen an die Putenhaltung in der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung zu 
etablieren, um Rechtssicherheit für Tierhalter und die zuständigen Behörden zu 
schaffen. Auch die Etablierung eines Tierwohllabels, das von seinem Selbst-
verständnis über die gesetzlichen Anforderungen hinausgehen muss, setzt als 
Basis entsprechende Rechtsvorschriften voraus. 

Dieser Beschluss zu den Anforderungen an die Haltung von Junghennen sowie 
von Legehennen-Elterntieren und Masthühner-Elterntieren ist von der Bundes-
regierung aus tierschutzfachlicher Sicht grundsätzlich als sinnvoll eingestuft 
worden. Jedoch u. a. unter Verweis auf eine vom BMEL beabsichtigte Prüfung 
zum Erlass entsprechender Anforderungen auf der Grundlage des Verord-
nungsentwurfs, einer zunächst durchzuführenden umfassenden Folgenabschät-
zung und einer demnach zu gegebener Zeit zu treffenden Entscheidung bisher 
nicht umgesetzt worden (Unterrichtung durch die Bundesregierung zu Druck-
sache 403/16 vom 14. März 2017). 

Die in der Begründung des BR-Beschlusses dargestellte Notwendigkeit der 
Etablierung entsprechender Rechtsvorschriften in der TierschNutztV besteht 
nach wie vor. Da die Bundesregierung fachlich die Auffassung des Bundesra-
tes unterstützt, dürfte der Etablierung der Anforderungen nichts im Wege ste-
hen. Auch die Einführung des Tierwohl-Labels setzt, wie bereits dargestellt, 
die Etablierung von Rechtsvorschriften voraus. 

2. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, Anforderungen an die Haltung der 

männlichen Tiere der Legelinien (sog. Bruderhähne) in der Tierschutz-

Nutztierhaltungsverordnung festzulegen. 

Im Zusammenhang mit dem Ausstieg aus dem Töten der männlichen Küken der 

Legelinien gewinnt die Haltung dieser Tiere (sog. Bruderhähne) zunehmend an 

Bedeutung. Da das Verhalten dem der weiblichen Tiere der Legelinien ent-

spricht, so zeigen die Tiere ein Aufbaumen in der Ruhephase (vgl. u. a. Unter-

suchungen der Hochschule Osnabrück), passen die Haltungsanforderungen für 

Masthühner nicht. 

Um eine einheitliche Verwaltungspraxis und Planungssicherheit für die be-

troffenen Tierhalter zu schaffen, sind rechtsverbindliche Vorgaben erforderlich. 
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3. Der Bundesrat kann die Auffassung der Bundesregierung nicht teilen, dass auf-

grund der Novellierung der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung keine Aus-

wirkungen auf die Verbraucherpreise zu erwarten sind. 

Die Landwirtschaft steht nach den Angaben der Bundesregierung vor Investiti-

onen zur Anpassung der Ställe an die neuen Tierschutzanforderungen von über 

einer Milliarde Euro. Das sind im Durchschnitt pro Zuchtsauenhalter in 

Deutschland über 100 000 Euro. Diese Investitionen müssen auch durch höhere 

Erzeugerpreise finanziert werden, anderenfalls sind Strukturbrüche kaum zu 

vermeiden. 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, den notwendigen Umbau der Zucht-

sauenhaltung zu mehr Tierschutz in Deutschland durch vereinfachte bau- und 

immissionsschutzrechtliche Genehmigungen, Investitionshilfen zur Verbesse-

rung des Tierschutzes – auch ohne Bestandausweitung – und einer Informa-

tionsoffensive bei den Verbrauchern zu begleiten.


